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Sachgebiet 310 


Vorblatt 


Änderung der Justizbeitreibungsordnung 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Nach der Bundeshaushaltsordnung vom Jahre 1969 sind alle 
Kassengeschäfte für den Bund von den Bundeskassen, die bei 
den Oberfinanzdirektionen zu errichten sind, wahrzunehmen. 
Da diese Stellen für Beitreibungsgeschäfte nicht zuständig sind, 
müssen für die Aufgaben, die bisher vor der Amtskasse des 
Bundesgerichtshofs und der des Deutschen Patentamts als Voll- 
streckungsbehörden erfüllt worden sind, neue Stellen geschaffen 
werden. Daneben ist auch auf diesem Gebiet die Einbeziehung 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit und der Finanzgerichtsbarkeit 
in den Zuständigkeitsbereich des Bundesministers der Justiz 
zu beachten. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf, der vom Rechtsausschuß ein- 
mütig gebilligt wird, sieht als Vollstreckungsbehörden einheit- 
lich Justizbeitreibungsstellen vor. Diese sollen beim Bundes- 
gerichtshof, beim Bundespatentgericht, beim Bundesverwal- 
tungsgericht und beim Bundesdisziplinargericht eingereicht wer- 
den und einheitlich der Justizbeitreibungsordnung unterliegen. 
Diese Stellen sollen auch Ordnungs-, Ungebühr- und Erzwin- 
gungsstrafen in Geld einziehen. 


C. Alternativen 

Der Vorschlag des Bundesrates, die Organe der Sozialversiche- 
rung in der Justizbeitreibungsordnung zur Angabe des Namens 
des Arbeitgebers gegenüber den Vollstreckungsbehörden zu 
verpflichten, wurde von einer starken Minderheit im Ausschuß 
unterstützt. 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Justizbeitreibungsordnung 

— Drucksache VI/2855 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Weber (Köln) und Hussing 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 154. Sitzung 
am 2. Dezember 1971 den von der Bundesregierung 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Justizbeitreibungsordnung — Drucksache 
VI/2855 — in erster Lesung behandelt und ihn ohne 
Aussprache dem Rechtsausschuß überwiesen. Der 
Rechtsausschuß hat den Entwurf in seiner Sitzung 
am 3. Februar 1972 beraten. 

II. 

1. Nach «§ 79 BHO sollen die Aufgaben der Kassen 
bei der Annahme und der Leistung von Zahlun- 
gen für den Bund grundsätzlich von den bei den 
.Oberfinanzdirektionen zu errichtenden Bundes- 
kassen wahrgenommen werden. Von dieser Re- 
gelung werden auch die Amtskasse des Bundes- 
gerichtshofs und die des Deutschen Patentamts 
betroffen. Soweit diese Amtskassen Vollstrek- 
kungsbehörden im Sinne der Justizbeitreibungs- 
ordnung sind, gehen ihre Funktionen jedoch nicht 
auf andere Kassen über. 

Der Regierungsentwurf sieht daher die Bildung 
von Justizbeitreibungsstellen vor. Diese sollen 
nicht nur für Ansprüche, die beim Bundesverfas- 
sungsgericht, beim Bundesgerichtshof, beim Ge- 
neralbundesanwalt, beim Bundespatentgericht 
und beim Deutschen Patentamt entstehen, gebil- 
det werden; der Entwurf will vielmehr auch die 
Bundesgerichte, die 1969 in den Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Justiz übergegangen 
sind, in die Jugtizbeitreibungsordnung einbezie- 
hen (Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a des Entwurfs). 

Darüber hinaus sieht der Entwurf noch vor, daß 
Ordnungs-, Ungebühr- und Erzwingungsstrafen 
(soweit letztere von Amts wegen zu vollstrecken 


sind), die in der ordentlichen Gerichtsbarkeit, 
vom Bundesverwaltungsgericht, vom Bundes- 
finanzhof und vom Bundesdisziplinargericht ver- 
hängt werden, sowie die Geldstrafe des § 890 
ZPO nach der Justizbeitreibungsordnung beige- 
trieben werden (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a des 
Entwurfs) . 

Die in Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 Buch- 
stabe b und in Artikel 2 des Entwurfs vorgesehe- 
nen Gesetzesänderungen sollen der Neufassung 
des § 2 Abs. 2 JBeitrO Rechnung tragen. Artikel 1 
Nr. 3 und 4 des Entwurfs beruhen auf Wünschen 
der Praxis. 

2, Der Rechts aus schuß hat den Regierungsentwurf 
mit der Maßgabe gebilligt, daß das Gesetz am 
1. Mai 1972 in Kraft treten soll. Hierdurch bleibt 
eine ausreichend lange Übergangszeit für die 
Anwendung der neuen Vorschriften. 

3. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zu 
dem Regierungsentwurf empfohlen, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren in der Justizbeitrei- 
bungsordnung die Bezeichnung „Vollstreckungs- 
behörden" durch die Bezeichnung „Beitreibungs- 
behörden" zu ersetzen. Der Rechtsausschuß hat 
diese Empfehlung geprüft. 

Die Bezeichnung „Vollstreckungsbehörde" wird 
in mehreren Gesetzen verwandt (vgl. § 169 Abs. 1 
Satz 2 VwGO, § 4 VwVG, ,§ 150 Satz 2 FGO). 
Vollstreckungsbehörde ist die Stelle, die für die 
öffentliche Hand im Verwaltungszwangsverfah- 
ren beitreibt und deren Gläubigerrechte wahr- 
nimmt. 

Es erschien dem Ausschuß nicht tunlich, den im 
juristischen Sprachgebrauch bewährten Begriff 
der Vollstreckungsbehörde für den Bereich der 
Justizbeitreibungsordnung durch einen neuen zu 
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ersetzen. Schwierigkeiten sind aus der Beibehal- 
tung der Bezeichnung „Vollstreckungsbehörde“ 
nicht zu erwarten. In § 179 GVG und § 36 StPO 
wird das Wort „Vollstreckungsbehörde“ nicht 
verwendet. Mit der in Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a 
des Entwurfs vorgesehenen Einbeziehung der 
Beitreibung der dort bezeichneten Geldstrafen in 
die Justizbeitreibungsordnung werden deren 
Vollstreckungsbehörden für die Beitreibung zu- 
ständig. Insoweit wird auch die Übertragung der 
Vollstreckung nach § 31 Abs. 2 und 3 RPflG auf 
den Rechtspfleger entfallen. 

Der Vorschlag des Bundesrates, in das Gesetz 
eine Vorschrift einzustellen, nach der die Organe 
der Sozialversicherungsträger auf Ersuchen der 
Vollstreckungsbehörden zur Angabe des Arbeit- 
gebers des Schuldners verpflichtet sind, fand im 
Ausschuß nicht die erforderliche Mehrheit. Die 
Organe der Sozialversicherungsträger werden zur 
Erteilung derartiger Auskünfte iin Wege der 
Amtshilfe bereits nach dem geltenden Recht ver- 
pflichtet sein. Für die vom Bundesrat- gewünschte 
Ergänzung besteht daher kein durchgreifendes 
Bedürfnis. Die Regelung erschien auch deshalb 
untunlich, weil sie zu — unerwünschten — Um- 
kehrschlüssen Anlaß geben könnte. 

Der Ausschuß hat ferner geprüft, ob die Über- 
tragung der Beitreibung der beim Bundesfinanz- 


hof entstehenden Kosten an die Justizbeitrei- 
bungsstelle des Bundespatentgerichts (Artikel 1 
Nr. 2 Buchstabe a des Entwurfs) eine Änderung 
des § 147 FGO bedinge, nach dessen Satz 2 die 
Gerichtskosten vom Finanzamt erhoben werden. 
Der Ausschuß hat die Notwendigkeit einer sol- 
chen Regelung im gegenwärtigen Zeitpunkt ver- 
neint. Soweit die beim Bundesfinanzhof entste- 
henden Gerichtskosten zwangsweise einzuziehen 
sind, wird hach dem Grundsatz, daß ein späteres 
Gesetz das frühere verdrängt, nicht mehr das 
Finanzamt, sondern die Justizbeitreibungsstelle 
des Bundespatentgerichts zu vollstrecken haben. 
Im übrigen ist in dem Regierungsentwur! eines 
Gesetzes zur Änderung des Gerichtskostengeset- 
zes, der Bundesgebührenordnung für Rechtsan- 
wälte und anderer Vorschriften (Drucksache 
VI/2644) ohnehin vorgesehen, daß § 147 FGO 
aufgehoben und durch einen neuen § 3 a GKG 
ersetzt wird. Es kann erwartet werden, daß für 
die kurze Übergangszeit zwischen dem Inkraft- 
treten des Gesetzes zur Änderung der Justizbei- 
treibungsordnung und dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Änderung des Gerichtskostengesetzes, 
der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
und anderer Vorschriften insoweit keine erheb- 
lichen Schwierigkeiten auftreten werden. 


Bonn, den 8. März 1972 


Dr, Weber (Köln) Hussing 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2855 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß Ärtikel 4 Äbs. 1 folgende 
Fassung erhält: 

„(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1972 in Kraft.“ 


Bonn, den 8. März 1972 


Der Reditsaussdiuß 


Dr, Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Dr. Weber (Köln) Hussing 

Berichterstatter 
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